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1) Im PsychKG von Rheinland-Pfalz sind Besuchskommissionen im 

Maßregelvollzug und in der Sozialpsychiatrie geregelt. Wie steht Ihre Partei 

dazu, dass Betroffene/Peers nicht in allen Besuchskommissionen Mitglied 

sind? 

Besuchskommissionen sind ein wichtiges Instrument der rechtsstaatlichen Kontrolle 

freiheitsentziehender Maßnahmen. Ihre Zusammensetzung muss fachlich geeignet, 

unabha ngig und rechtssicher sein. Wir Freie Demokraten sehen eine verpflichtende 

Mitgliedschaft von Betroffenen oder Peers kritisch, da Neutralita t und 

Verfahrenssicherheit gewahrt bleiben mu ssen. Beteiligung kann freiwillig und erga nzend 

erfolgen. 

 

2) Wie steht Ihre Partei dazu, dass ein Unterschied in der Besuchskommission 

gemacht wird zwischen Unterbringung nach PsychKG oder BGB? 

Die unterschiedlichen Regelungen ergeben sich aus den verschiedenen rechtlichen 

Grundlagen der o ffentlich-rechtlichen Unterbringung nach PsychKG und der 

zivilrechtlichen Unterbringung nach BGB. Diese Differenzierung ist sachlich 

gerechtfertigt und dient der Rechtssicherheit. Wir Freie Demokraten halten es fu r 

richtig, diese Unterschiede auch in den jeweiligen Kontrollstrukturen abzubilden. 

 

3) Wie steht Ihre Partei zu einer Registrierung von Menschen mit psychischer 

Erkrankung bei den Ordnungsbehörden (Polizei, Gesundheitsamt etc.)? 

Ein solches Register lehnen wir Freie Demokraten entschieden ab. Es wa re ein 

unverha ltnisma ßiger Eingriff in die Perso nlichkeitsrechte, wu rde Menschen 

stigmatisieren und bietet keinen belegbaren Sicherheitsgewinn. Dieser Angriff auf die 

a rztliche Schweigepflicht sto rt das Arzt-Patienten-Verha ltnis und schafft eine neue 

Hemmschwelle, sich einer Therapeutin bzw. einem Therapeuten anzuvertrauen. Das 

verringert Sicherheit, statt sie zu erho hen. Psychische Erkrankungen du rfen nicht unter 

Generalverdacht gestellt werden. Datenschutz, Selbstbestimmung und individuelle 

Freiheit haben fu r uns oberste Priorita t. 

 

4) Was plant Ihre Partei zur Behebung der mangelhaften Versorgung von 

psychisch Erkrankten generell und im Speziellen im ländlichen Raum? 

Wir Freie Demokraten wollen die Versorgung psychisch erkrankter Menschen insgesamt 

verbessern und regional gerechter gestalten. Dafu r setzen wir auf den Ausbau 



ambulanter und wohnortnaher Angebote, mehr Ausbildungspla tze fu r 

Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten sowie eine bessere Verzahnung 

medizinischer, therapeutischer und sozialer Leistungen. Gerade im la ndlichen Raum 

sollen digitale Angebote und Telemedizin sta rker genutzt werden. 

 

5) Die Selbsthilfe (sekundäre Prävention) ist ein wesentlicher Bestandteil der 

psychischen Gesundheitsvorsorge. Sie kann Wiederaufnahmen in die Kliniken 

vorbeugen und verdient Unterstützung aus psychiatrischer, psychologischer, 

sozialer und politischer Sicht. Im SGB V wird die Prävention auf 

Primärprävention beschränkt. Wie stellt Ihre Partei sich die Einbeziehung von 

Menschen nach einer psychischen Erkrankung und die Finanzierung der 

sekundären Prävention vor? 

Wir Freie Demokraten erkennen die Bedeutung der sekunda ren Pra vention und der 

Selbsthilfe fu r Stabilisierung und Teilhabe an. Entscheidend ist eine gute Verzahnung mit 

bestehenden ambulanten und sozialpsychiatrischen Angeboten. Dabei gilt es, 

vorhandene Strukturen sinnvoll weiterzuentwickeln und die Einbindung von 

Betroffenen zu beru cksichtigen. 

 

6) Wie will Ihre Partei sicherstellen, dass Inklusion von Menschen mit geistiger 

oder psychischer Erkrankung zunächst auf dem ersten Arbeitsmarkt 

stattfindet und nicht auf dem zweiten Arbeitsmarkt, insbesondere 

Behindertenwerkstätten? 

Arbeit ist ein zentraler Schlu ssel zu Selbstbestimmung und gesellschaftlicher Teilhabe. 

Wir Freie Demokraten wollen den Zugang zum ersten Arbeitsmarkt sta rken und 

individuelle Wege dorthin erleichtern. Gleichzeitig erkennen wir die wichtige Rolle von 

Werksta tten fu r Menschen mit Behinderungen an. Instrumente wie das Budget fu r 

Arbeit ermo glichen Wahlfreiheit sowie flexible U berga nge zwischen Werksta tten, erstem 

und zweitem Arbeitsmarkt. 

 


